
Minderheit. Die Single-Haushalte domi-
nierten eindeutig mit rund sechzig Pro-
zent. Dieser Trend wird sich fortsetzen.
Heute wird im Schnitt in den Städten fast
jede zweite Ehe geschieden. Zugleich hat
sich die Rate der allein erziehenden
Frauen in den letzten zwanzig Jahren in
den europäischen Großstädten fast ver-
vierfacht.

Dem entspricht ein vierter Trend, näm-
lich eine immer größere räumliche Mobi-
lität. Damit verbunden ist eine Beschleu-
nigung des Lebenstempos. Menschen
wechseln immer öfter ihre Arbeitsplätze
nicht nur innerhalb einer Stadt, sondern
oft über weite Strecken innerhalb des ei-
genen Landes. Manche gehen zeitlich be-
fristet oder auf Dauer ins Ausland. Zu-
gleich steigt die Arbeitsbelastung und der
Zeitdruck in fast allen Berufen deutlich
an. Beides hat Auswirkungen auf die 
Gestaltungszeit anderer Lebensbereiche:
Immer mehr muss in immer kürzerer Zeit
bewältigt werden.

Ein fünfter Trend ist der Übergang von
der Industrie- zur Wissensgesellschaft. Es
genügt nicht mehr, einfach für einen Be-
ruf ausgebildet worden zu sein und diese
Ausbildung dann in der Praxis gewisser-
maßen nur noch zu perfektionieren. „Wis-
sen“ ist zur zentralen Wirtschaftsres-
source geworden. Wissen wird als neuer
Produktionsfaktor die gesellschaftliche
Entwicklung im 21. Jahrhundert bestim-
men. Fast alle Berufe sind durch die neuen
Technologien auf Computergrundlage in
den letzten zwanzig Jahren mehr oder
minder tief greifend verändert worden.

Wir leben in einer Zeitenwende. Das hat
nicht nur mit zwölf Jahren deutscher Ein-
heit und der Integration zweier ganz ver-
schiedener Gesellschaftsformen zu tun.
Dieser tief greifende Strukturwandel un-
serer Tage betrifft fast alle westlichen und
auch – in anderer Form – die meisten nicht-
westlichen Gesellschaften unserer Erde.
Die vielfach beschworene „Globalisie-
rung“ von Märkten, Technologien, Inves-
titionen, aber auch Konflikten ist die erste
Herausforderung, für die klassische na-
tionalstaatliche Ordnung die vielleicht be-
deutsamste.

Hinzu kommt in den westlichen Ge-
sellschaften der demografische Trend hin
zu einer „grauen Gesellschaft“, in der die
Alten dominieren. 2050 wird nach den
jüngsten Berechnungen des Statistischen
Bundesamtes die Hälfte der Bevölkerung
älter als 48 Jahre und ein Drittel älter als 60
Jahre sein. Manche Prognosen sehen ein
Absinken der gesamten Bevölkerung von
heute über 80 Millionen auf 65 Millionen
Menschen voraus. Was dies für die Le-
bensarbeitszeiten, für das Wirtschafts-
wachstum und für die Sozialsysteme be-
deutet, ist derzeit kaum einem klar.

Ein dritter Trend ist die Entwicklung
zu einer immer stärkeren Individualisie-
rung: Menschen lösen sich immer mehr
aus ihren traditionellen Bindungen. Sie
gestalten ihr Leben auf eigene Faust, nach
eigenen Spielregeln, ohne die alten rich-
tungweisenden Institutionen wie Kirchen
oder Parteien. In einer Stadt wie München
waren in den neunziger Jahren die Fami-
lien mit zwanzig Prozent schon in der
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„Arbeit“ hat sich damit grundlegend ge-
wandelt. Damit lösen sich auch die klassi-
schen Berufsbiografien auf. Sozialer Auf-
stieg funktioniert heute fast nur noch über
erhebliche Flexibilität und mit einer Art
Unternehmer-Mentalität. Nur wer sich
den schnell wechselnden Entwicklungen
anpassen kann, wird auch beruflich in Zu-
kunft erfolgreich sein. Das bedeutet auch,
dass das Berufsleben stärker zu biografi-
schen Brüchen führt. Planbarkeit wird auf
lange Sicht immer schwieriger. Aber die-
ser steigende Druck enthält auch enorme
Chancen für Selbstentfaltungsmöglich-
keiten, die die traditionelle Erwerbsbio-
grafie in der Regel nie hatte.

Trends und Gegentrends
Alle diese Trends sind erkennbar und er-
klärbar. Sie werden öffentlich diskutiert
und prägen doch kaum unser Handeln.
Man weiß um die Notwendigkeit der Ver-
änderung und neigt doch zur Verdrän-
gung. Das gilt besonders für die Politik.
Und selbst wenn die Politik diese Heraus-
forderung aufnimmt, neigt sie doch zu ei-
ner einseitigen Linearität: Sie sieht häufig
nur den einen Trend, verkennt aber den
jeweiligen Gegentrend, den der Wandel
zugleich erzeugt. Schaut man nämlich ge-
nauer hin, so kann man für alle Zukunfts-
trends gegenläufige, gleichsam „para-
doxe“ Gegentrends ausmachen: Die Glo-
balisierung führt nicht nur zu immer grö-
ßeren Einheiten, immer komplexeren Fi-
nanzströmen, immer größerer räumlicher
Mobilität der Menschen, sondern auch zu
ganz neuen Entdeckungen der Heimat-
kultur, zu einem neuen „Kult des Loka-
len“, zu einer Wiederentdeckung der klei-
nen Größen im Sinne von „small is beau-
tiful“. Auch die wachsenden Leistungs-
ansprüche der neuen Wissensgesellschaft
sind nur die eine Seite der Medaille. Die
andere ist ein zweifelsohne anwachsender
Hedonismus, eine „Spaßkultur“, eine un-
geheuer gestiegene Wertschätzung von
Freizeit, auch eine durchaus sichtbare In-

fantilisierung, die sich in unzähligen Talk-
shows und Big-Brother-Events dokumen-
tiert. Dazu kommt ein offenkundiger Ver-
lust an klassischem Bildungswissen im
Zusammenspiel mit einer verbreiteten
„Ohne-mich-Haltung“, wenn es um Bür-
gerpflichten geht. Das berühmte Diktum
des amerikanischen Medienwissenschaft-
lers Neil Postman, man „amüsiere sich zu
Tode“, gilt für die neue Wissensgesell-
schaft ebenso wie die Verdoppelung des
gesamten Wissensbestandes der Mensch-
heit alle zwanzig Jahre und die Tatsache,
dass heute rund neunzig Prozent aller
Wissenschaftler leben, die jemals gelebt
haben.

Eine ähnliche Gegenläufigkeit erleben
wir auch angesichts des demografischen
Wandels: Zwar werden die westlichen
Gesellschaften in dramatischer Weise im-
mer älter, aber zugleich und parallel dazu
erleben wir einen Jugendkult, wie ihn Eu-
ropa und der Westen im historischen Ver-
gleich wohl noch nie in diesem Ausmaß
erlebt haben. Sieht man sich alte Fotogra-
fien der Zeit um die letzte Jahrhundert-
wende an, so erscheinen junge Männer
mit ihren Bärten, Gehröcken und Stehkra-
gen so alt, wie heute nicht einmal mehr
Pensionäre aussehen. Wollte man vor
hundert Jahren vor allem „alt aussehen“,
um an Autorität und Stil zu gewinnen, ist
„alt aussehen“ heute der „Ernstfall“ und
dient in der Jugendsprache bezeichnen-
derweise als Metapher für Niederlagen
und Verluste. Kaum jemand, der sich die-
sem Druck der Jugendlichkeit entziehen
könnte, kaum jemand, der wagte, ab-
sichtsvoll nicht jünger erscheinen zu wol-
len, als er wirklich ist.

Wenn uns die Soziologen daher ohne
Unterlass predigen, wir gingen einer Me-
diengesellschaft entgegen, die nur noch
von virtuellen Welten, Cyborgs, Compu-
terspielen, massenhaftem Fernseh- und
Kinokonsum und der Kultur der Game-
boys geprägt sein werde, so ist auch dies
zu linear gedacht. Zu all diesen zweifels-
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ohne vorhandenen Tendenzen liegen die
Gegentrends auf der Hand: Noch nie war
der Kult um das authentische Erlebnis,
das „Echte“, gerade das Nicht-Virtuelle
so stark wie heute. Kein Reisebüro, das
nicht damit wirbt, dass trotz totaler tou-
ristischer Erschließung gerade an diesem
Ort der Sehnsüchte alles „echt“ und „au-
thentisch“ sei. Gerade der ausufernde
Boom des Risikosportes vom Bungee-
Springen bis zum Extrem-Klettern zeigt
mit seinen nicht selten tödlichen Folgen,
wie sehr Menschen heute die allumfas-
sende Medialisierung und Mediatisie-
rung fliehen und dabei selbst höchste Ri-
siken in Kauf nehmen.

Ähnliches lässt sich auch im Bereich der
Außenpolitik feststellen. Noch nie hat es so
viele supranationale und transnationale
Zusammenschlüsse in Form von Inter-
nationalen Regierungs- und Nichtregie-
rungsorganisationen gegeben wie heute.
Die letzten dreißig Jahre haben einen ge-
radezu unvorstellbaren Boom an interna-
tional agierenden Institutionen von der
UNO bis zu Greenpeace und Amnesty
International gesehen. Noch nie waren 
die staatlichen und zivilgesellschaftlichen
Verflechtungen über Grenzen hinweg so
intensiv wie heute, noch nie gab es eine sol-
che Globalisierung von Debatten und Dis-
kursen. Sie versuchen, internationale Stan-
dards der Menschenrechte, des Friedens
und des Umweltschutzes politisch zu the-
matisieren und global auch durchzusetzen.
Und doch müssen wir zugleich auch hier
einen brisanten Gegentrend feststellen,
nämlich die ebenfalls zunehmende Globa-
lisierung von Gewalt in Gestalt des inter-
nationalen Terrorismus, der organisierten
Kriminalität und einer endemischen Aus-
breitung von Bürger- und Guerillakriegen,
die den klassischen Krieg zwischen Natio-
nalstaaten abgelöst haben.

Gesellschaftliche Komplexität
All diese Beispiele sollen nur eins ver-
deutlichen: Wir leben nicht in einer Welt,

in der lineare Trends im Sinne der alten
Fortschrittslogik unseren gesellschaft-
lichen Wandel bestimmen. Für die Politik
wäre es schön, wenn es so einfach wäre.
Aber es ist leider viel komplizierter, weil
das Muster, das hinter all diesen Entwick-
lungslinien steht, gerade nicht „Linea-
rität“ im Sinne des „Immer mehr“ ist. Viel-
mehr haben wir es mit steigender Kom-
plexität zu tun. Die Gesellschaft differen-
ziert sich immer stärker aus, zerfällt in 
immer mehr Einzelgruppen und Seg-
mente, in Milieus und Submilieus. Gab 
es früher noch umfassende und damit 
auch überschaubare und berechenbare
Klassengefüge und entsprechende Par-
teizugehörigkeiten, so wissen wir heute 
im Grunde kaum noch, wovon wir re-
den, wenn wir von „der Gesellschaft“ re-
den. Wohl auch deshalb schießen allge-
meine Formeln wie „Erlebnisgesell-
schaft“, „Risikogesellschaft“, „Informa-
tionsgesellschaft“, „graue Gesellschaft“
und so weiter so ins Kraut. Diese Kenn-
zeichnungen sind keineswegs falsch, aber
sie bezeichnen jeweils nur einen be-
stimmten Trend. Sie werden aber der Kom-
plexität der gesellschaftlichen Wirklich-
keit nicht gerecht. Die moderne Gesell-
schaft zeichnet sich aber gerade durch die
andauernde und immer schnellere Steige-
rung von Komplexität aus. Sie schafft und
ermöglicht eine freie und offene Gesell-
schaft, verlangt aber von den Menschen
auch erhöhte Anpassungsleistungen. Die-
se Anpassungsleistungen bedeuten nichts
anderes als die permanente Steigerung
von Lernfähigkeit. Wir müssen immer
mehr Informationen in immer kürzerer
Zeit verarbeiten. Das bedeutet einen er-
heblichen Druck für jeden Einzelnen, denn
das einmal Gelernte kann morgen schon
nichts mehr wert sein. 

Andererseits muss man die ungeheu-
ren Vorteile freier und komplexer Gesell-
schaften sehen, denn sie schaffen unge-
ahnte Entwicklungsoptionen für die ein-
zelnen Menschen. Natürlich ist es für den
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Einzelnen nicht immer leicht, aus diesen
vielen Optionen und Wahlmöglichkeiten
auszuwählen, zumal dann, wenn ver-
bindliche Maßstäbe für die Wahl immer
weniger aus der Tradition abgeleitet wer-
den können. Man denke nur daran, wie
schwierig heute selbst und gerade famili-
äre Verhältnisse durch wachsende Kom-
plexität geworden sind. Frauen und Män-
ner versuchen heute, Beruf und Familie
gleichermaßen auszuleben: Statt Rollen-
trennung ergibt sich eine Rollenverdop-
pelung. Das bedeutet steigende Anforde-
rungen an beide Geschlechter, aber auch
neue Optionen. Die Zeitspanne, bis
Frauen ihr erstes Kind gebären, wird im-
mer länger. Manche Frauen werden da-
her erst mit über achtzig Jahren Großmut-
ter, andere schon mit vierzig. Und die
Zahl der Ehen oder eheähnlichen Ge-
meinschaften in einem Leben nimmt er-
heblich zu. Man wird fast an die Verhält-
nisse des 19. Jahrhunderts erinnert, nur
mit dem Unterschied, dass die Menschen
damals aufgrund hoher Mütter- und Kin-
dersterblichkeit und durch harte Schick-
sale in diese turbulenten Biografien „ge-
drängt“ wurden, weil zum Beispiel ein
Zusammenleben ohne Trauschein durch
starke gesellschaftliche Normen unmög-
lich gewesen wäre. Heute ist es dagegen
die Vielfalt der Optionen, die zu einer sol-
chen Auflösung klassischer Alters- und
Verhaltensrollen führt.

Attraktivität der Moderne
Auch auf politischer Ebene wird dies deut-
lich. Es ist zweifelsohne die große Stärke
offener, sozial-marktwirtschaftlicher Ge-
sellschaften, dass sie den Menschen Frei-
räume und Entfaltungsmöglichkeiten bie-
ten, die autoritäre oder durch eine Partei
regierte Systeme nie erreichen. Gerade der
Zusammenbruch des Sowjetsystems hat
dies ja eindringlich vor Augen geführt. 
Die Zukunft wird den offenen, demo-
kratischen Systemen gehören. Keine an-
dere politische Struktur eröffnet diese Op-

tionsvielfalt, nach der sich alle Menschen
im Grunde sehnen. Wer möchte schon in
einer Diktatur leben, zumal dann, wenn er
oder sie durch die modernen globalen Me-
dien von besseren Lebensmöglichkeiten
und besseren Regierungsformen Kennt-
nis hat und vergleichen kann?

Dies bedeutet nicht, dass sich alle Kul-
turen nach dem gleichen Muster moder-
nisieren und demokratisieren werden, im
Gegenteil: Es spricht vieles dafür, dass wir
in Zukunft viele verschiedene Modernitä-
ten haben werden. Der bedeutende israe-
lische Soziologe Shmuel Noah Eisenstadt
spricht nach eingehenden Vergleichen der
Kulturen von den „multiple modernities“,
von den vielfältigen Modernitäten. So
hätte zum Beispiel noch um die letzte Jahr-
hundertwende kaum jemand in Europa
dem fernen und so überaus exotischen Ja-
pan eine solche Modernisierung nach
westlichem Vorbild prophezeit, wie wir
sie in den letzten Jahrzehnten erleben
konnten. Aber trotzdem ist das moderne
Japan nicht mit dem modernen Europa
oder den USA zu vergleichen. Vieles ist
ganz anders organisiert und kulturell ge-
formt, und das wird auch in Zukunft so
bleiben. Auch die Demokratie ist in Japan
zweifelsohne anders strukturiert. Den-
noch ist es vollkommen klar, dass es sich
in Japan – (noch) anders als in China – um
eine offene und demokratische Gesell-
schaft handelt. Oder nehmen wir das Bei-
spiel der Türkei: Die Reformen des Staats-
gründers Kemal Atatürk haben die Türkei
demokratisiert und auf einen Modernisie-
rungspfad gebracht. Dieser Weg zu einer
prinzipiell offenen Gesellschaft hat der
Türkei enorme wirtschaftliche und gesell-
schaftspolitische Vorteile gebracht. Auch
hier wird niemand eine Modernisierung
ganz nach westlichem Modell erwarten.
Aber das Beispiel der Türkei zeigt, dass
häufig zu hörende Äußerungen wie die
Behauptung, „der Orient“ lasse sich auf-
grund einer grundlegend anderen Kultur
nicht modernisieren und demokratisie-
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ren, falsch sind. Entscheidend ist, dass
wichtige Weichenstellungen für eine
grundsätzlich offene Gesellschaft wie
zum Beispiel die Trennung von Kirche
und Staat und Strukturen einer echten Ge-
waltenteilung geschaffen werden. Nur wo
dies nicht geschieht, bleibt eine Gesell-
schaft „geschlossen“ und gefangen in
autoritären Doktrinen. Wir haben das in
Deutschland in Gestalt des Nationalsozi-
alismus, aber in anderer Weise auch in Ge-
stalt der DDR erlebt und können daher die
historische Leistung Konrad Adenauers
und Ludwig Erhards, die Deutschland
nach 1945 auf den Pfad der Westbindung
und der Sozialen Marktwirtschaft ge-
bracht haben, ganz besonders schätzen.

Der Hinweis auf die Soziale Markt-
wirtschaft ist hier besonders aufschluss-
reich: Nur eine Gesellschaft, die die
Selbstorganisation der Menschen zulässt,
kann mehr Komplexität und das heißt
mehr Wohlstand, mehr Freiheiten, mehr
Bildungschancen und so weiter erzielen.
Das Erfolgsrezept von Ludwig Erhard
war es, die Menschen unter bestimmten
Rahmenbedingungen „machen zu las-
sen“, weil er zu Recht auf ihre Leistungs-
fähigkeit und Kreativität vertraute. Er
griff damit auf die alte Idee der „Mo-
derne“ im Sinne bürgerlicher Politik zu-
rück, die Selbstorganisation der freien
Bürger zu ermöglichen und auf ihren Ein-
fallsreichtum bei der Lösung von Proble-
men zu setzen. Denn nichts anderes bein-
haltet ja im Kern der Begriff der „Mo-
derne“. Es ging und es geht dabei um 
die Entfaltungsmöglichkeiten des freien
Staatsbürgers gegen die Dominanz staat-
licher Handlungswillkür – um nichts an-
deres kämpften die frühen Revolutionäre
der Französischen Revolution, sehr im
Unterschied übrigens zu denen der russi-
schen Oktoberrevolution, die vor allem
die Diktatur einer Klasse und damit fak-
tisch die des Staates im Blick hatten. Nicht
umsonst zeigte sich die Bedeutung dieses
Konzeptes der Moderne bereits unmittel-

bar im Gefolge der Französischen Revo-
lution, als etwa in Preußen visionäre Poli-
tiker wie der Freiherr vom Stein nach der
verheerenden Niederlage gegen Napo-
leon auf mehr „Selbstorganisation“ der
Bürger setzten und im Zuge der preußi-
schen Reformen neben neuen Freiheiten
wie der Gewerbefreiheit und der Bauern-
befreiung vor allem die Entwicklung der
modernen kommunalen Selbstverwal-
tung in Gang setzten, um das in die Krise
geratene Preußen wieder nach vorn zu
bringen.

Subsidiarität
Nichts anderes bedeutet der nicht zu-
letzt im Kontext der Debatte um eine
europäische Verfassung aktuell intensiv
diskutierte Begriff der Subsidiarität.
Was die Bürger selbst organisieren kön-
nen, muss ihnen auch zur Organisation
überlassen bleiben. Was die lokalen Ein-
heiten besser verwalten können, muss
auch in ihre Kompetenz gestellt sein.
Der Staat soll und darf hier nur Rahmen
setzen. Der Philosoph Ottfried Höffe 
hat dies in einem Aufsatz in der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung vom 10. Au-
gust 2002 präzise auf den Punkt ge-
bracht. Er schreibt dort: „Das Subsidia-
ritätsprinzip [. . .] beginnt alle Rechtferti-
gung von unten. Ihretwegen hat das
Subsidiaritätsprinzip zwei Seiten, es ist
ein Zuständigkeitsrecht und zugleich
ein Wegnahmeverbot: Was der Einzelne
aus eigener Initiative und mit eigenen
Kräften leisten kann, darf seiner Zustän-
digkeit nicht geraubt und der Gemein-
schaft zugewiesen werden. Das Indivi-
duum hat das Recht, als Kehrseite frei-
lich auch die Pflicht zur Eigenverant-
wortung und Selbsthilfe. Ein Staat, der
dagegen verstößt, indem er den Sozial-
staat zum Fürsorgestaat ausbaut, han-
delt nicht bloß töricht, da er sich finan-
ziell überfordert. Er handelt vor allem
illegitim, denn er macht sich einer Kom-
petenzanmaßung schuldig. [. . .] Der le-
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gitime Sozialstaat ist freiheitsfunktional
und überlässt vieles der Freiheit seiner
Bürger, der illegitime, paternalistische,
überdies maternalistische Fürsorgestaat
entmündigt die Bürger.“

Ratlosigkeit der Linken
Politik muss die Fähigkeit zur Selbstorga-
nisation und Selbstbestimmung der Bür-
gerinnen und Bürger wieder stärker in
den Mittelpunkt ihrer Arbeit stellen,
wenn wir der gewachsenen Komplexität
der Gesellschaft politisch gerecht werden
wollen. Das Elend der „postmodernen
Politik“ ist es vor allem, dass sie dies voll-
kommen aus dem Blick verloren hat und
mit einem staatsfixierten Denken nur im-
mer neue bürokratische Monstren er-
zeugt, die die Selbstorganisationsfähig-
keiten der Menschen nicht fördern, son-
dern lähmen. Die Linke hat von Beginn an
immer auf den starken Staat gesetzt, der
die Durchsetzung der egalitären, wenn
nicht gar klassenlosen Gesellschaft garan-
tieren sollte. In der DDR konnte man be-
sichtigen, zu welchen Ergebnissen ein sol-
ches Denken führen kann. Und es ist das
historische Verdienst Helmut Kohls, dass
er durch die Wiedervereinigung den
Menschen in den neuen Bundesländern
die elementare Chance zum Neubeginn
in bürgerlicher Eigeninitiative und Krea-
tivität gegeben hat. Das bedeutet natür-
lich nicht, dass der Staat gerade im Hin-
blick auf die schwierige Zusammenfüh-
rung zweier vierzig Jahre lang schmerz-
haft getrennter Gemeinwesen und eines
zusätzlichen Druckes durch die Auswir-
kungen der Globalisierung enorme Auf-
gaben zu erfüllen und zu bewältigen hat.
Niemand wird die Bedeutung sozialstaat-
licher Politik in der Tradition der Sozialen
Marktwirtschaft Ludwig Erhards ernst-
haft bestreiten wollen. Doch Höffe hat
vollkommen Recht, wenn er sagt, dass die
Schwelle vom Sozialstaat, der bürger-
schaftliche Selbstorganisation zuallererst
ermöglicht, zum alles regelnden „Fürsor-

gestaat“, der die Bürgerinnen und Bürger
bevormundet und entmündigt, nicht
überschritten werden darf. Eine zeitge-
mäße Politik muss dies ohne Unterlass im
Blick haben und darf dem Staat nicht im-
mer neue Eingriffe in die kreativen Kom-
petenzen der Menschen verordnen. Die
Realität ist jedoch ein Grad des Staatsin-
terventionismus, der in den zurücklie-
genden Jahren der rot-grünen Regierung
erschreckende Ausmaße angenommen
hat.

Die angebliche Auflösung des „Re-
formstaus“ durch die rot-grüne Bundes-
regierung entbehrt bei genauerem Hinse-
hen jeglicher Realität: Die Steuerreform
hat in ihrer Kompliziertheit nicht nur eine
zusätzliche Bürokratisierungswelle er-
zeugt, sondern auch noch zu enormen Ein-
brüchen bei den Einnahmen des Staates
geführt, ohne dass dadurch zugleich sicht-
bare Ankurbelungseffekte für die wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Entwick-
lung zu beobachten gewesen wären. Die
Rentenreform hat ein Bürokratiemonster
ohnegleichen erzeugt, das von den Men-
schen verständlicherweise mit erheb-
licher Skepsis aufgenommen wird. Das
Zuwanderungsgesetz ist keine Reform,
weil es nicht der wirklich wichtigen Inte-
gration der hier lebenden Zuwanderer
dient und überdies die Zuwanderung
nicht in der Weise steuert, wie es für
Deutschland existenziell notwendig wäre.
Nirgendwo ist eine wirkliche Reform er-
kennbar: Die Arbeitslosenzahlen sind
weiter gestiegen (und werden voraus-
sichtlich weiter steigen), beim Wachstum
der Wirtschaft liegt Deutschland im euro-
päischen Vergleich weit hinten und droht
gar in eine dauerhafte Rezession zu kip-
pen, die Sozialsysteme bleiben weiterhin
labil und sind auf Dauer den absehbaren
Entwicklungen nicht gewachsen. Die Um-
weltpolitik reduziert sich mittlerweile auf
Verpackungsordnungen, deren Überre-
gulierungswahn an absurdes Theater er-
innert. Und die so genannte Hochschulre-
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form macht den Wissenschaftsstandort
Deutschland keineswegs attraktiver, son-
dern limitiert eher die Chancen des wis-
senschaftlichen Nachwuchses, indem
auch hier bürokratische Überregulierung
statt eigenverantwortliche Flexibilisie-
rung gefördert wird. Anstatt die hervor-
ragenden Potenziale in Deutschland da-
durch zu wecken, dass man einen echten
„Wissensmarkt“ mit stärkerer privater
Initiative und mehr Konkurrenz der Uni-
versitäten zulässt, wird auch hier wieder
nur zu Tode reguliert. Kein Wunder, dass
im weltweiten Publikationsranking der
meisten Forschungsergebnisse, das vom
CEST-Institut in der Schweiz vorgelegt
wird, keine deutsche Universität unter
den ersten fünfzig erscheint. Deutlicher
kann man das Mittelmaß des deutschen
Universitätssystems kaum belegen. Was
das für eine „Wissensgesellschaft“ heißt,
kann man sich leicht ausmalen. Und auf
die desolaten Schulergebnisse der PISA-
Studie braucht kaum noch eigens hinge-
wiesen zu werden: Zu deutlich ist hier das
vollkommene Versagen der Kultusbüro-
kratie, die immer nur neue Regelungsvor-
schriften produziert hat, anstatt den Ver-
antwortlichen vor Ort mehr Spielräume
und Kompetenzen zu geben. Auch die
groß angekündigte „Reformagenda 2010“
des Kanzlers wird dieses Grundproblem
nicht lösen. Die Reformagenda 2010 do-
kumentiert das schlechte Gewissen eines
in die Krise geratenen staatsinterven-
tionistischen Denkens, indem sie in eini-
gen Feldern staatliche Übersteuerung ab-
zubauen verspricht. Doch hinter der 
Rhetorik der Selbstverantwortung und
des Bürokratieabbaues verbirgt sich kein
grundlegend neuer Ansatz, kein Umden-
ken, keine neue Vision. Es ist eine Politik
der Zumutungen, keine Politik der Chan-
cen.

Bürokratische Strangulierungen
Besonders gravierend zeigt sich diese Po-
litik postmoderner Beliebigkeit bei der

Mittelstandspolitik. Der Mittelstand mit
seinen kleinen und mittleren Unterneh-
men, die jeweils bis zu neun beziehungs-
weise bis zu fünfhundert Arbeitneh-
mer beschäftigen, war der entscheidende
Nährboden des Wirtschaftswunders
nach dem Krieg und ist auch heute der
wichtigste Motor für die Entstehung und
Bewahrung von Arbeitsplätzen. Dies
zeigt sich daran, dass die kleinen und
mittleren Unternehmen rund 70 Prozent
aller Arbeitnehmer beschäftigen, 80 Pro-
zent aller Lehrlinge ausbilden und sogar
75 Prozent aller Patente entwickeln! Sie
leisten damit mehr als die Hälfte der Brut-
towertschöpfung aller Unternehmen,
nämlich nahezu 60 Prozent. Das zeigt,
dass es gerade die kleinen Unternehmen
sind, die im Sinne eigenverantwortlicher
Selbstorganisation Erfolge verbuchen
und damit auch Arbeitsplätze schaffen.
Aber hier könnten noch ganz andere Po-
tenziale geweckt werden, wenn endlich
die bürokratische Strangulierung und die
immense und unproduktive Steuerbelas-
tung von Initiative und Leistungswillen
beendet würden. Rund 30 Milliarden
Euro wendet die Wirtschaft allein jährlich
auf, um staatlich vorgegebene Aufgaben
von der Ausfuhrbescheinigung bis zur
Unfallvorschrift zu bewältigen – be-
sonders für kleine und mittlere Betriebe
eine dramatische Belastung. Wenn man
sich dann noch klarmacht, dass heute ein
Arbeitgeber für 100 Euro Lohn rund 80
Euro an Zusatzkosten für Sozialversiche-
rungsbeiträge, bezahlte Feiertage, Ur-
laubsgeld, Altersversorgung und so wei-
ter aufwenden muss und zusätzlich da-
mit konfrontiert ist, dass nicht nur die
Zahlungsmoral der Kunden erschre-
ckend nachgelassen hat, sondern auch die
Banken immer weniger Hilfe für die Exis-
tenzgründung anbieten, dann braucht
man sich nicht zu wundern, dass in
Deutschland kein Boom der Existenz-
gründungen einsetzt – genau einen sol-
chen Boom bräuchten wir aber mit großer
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Dringlichkeit, denn nur so ließen sich auf
absehbare Zeit nicht zuletzt auch die So-
zialsysteme auf eine zukunftsfähige Art
und Weise umstrukturieren.

Diese Politik der immer höheren Ab-
gaben und bürokratischen Belastungen
fördert nur die Schwarzarbeit. Nach
Schätzungen werden allein in diesem Jahr
in Deutschland rund 350 Milliarden Euro
in der Schattenwirtschaft erarbeitet. Hier
agieren die Menschen ihre Leistungsbe-
reitschaft und ihre Selbstorganisation
aus, weil die Umverteilungslasten gerade
bei den geringer bezahlten Tätigkeiten im
Dienstleistungsbereich überhaupt keine
Anreize für eine Arbeit im ersten Arbeits-
markt gewähren. Man könnte die Liste
solcher Misserfolge beliebig verlängern,
etwa um den Blick auf ein Gesundheits-
wesen, das immer teurer wird und zu-
gleich immer weniger leistet. Es liegt mit
über 2700 Euro pro Kopf und Jahr im EU-
Vergleich an der Spitze der Kosten, kann
aber bei den Erfolgen kaum mithalten,
denn bei der durchschnittlichen Lebens-
erwartung zum Beispiel liegt Deutsch-
land im Vergleich von 22 europäischen
Ländern nur auf Rang 15.

All diese Beispiele zeigen eins ganz 
eindeutig: Wenn es uns nicht gelingt, die
Auswüchse eines überregulierenden
Staates und die technokratische Prin-
zipienlosigkeit einer postmodernen Po-
litik zu Gunsten von mehr Chancen auf 
eigenverantwortliches „Selbstmanage-
ment“ der Menschen in ihren familiären,
lokalen und betrieblichen Kontexten um-
zukehren, werden wir die gravierenden
politischen Probleme der Zukunft nicht in
den Griff bekommen. Staatliches Handeln
muss daher zukünftig weniger kosten,
schneller zu Entscheidungen kommen, so-
zial gerechter, umfassender orientiert und
besser organisiert sein. Es muss zugleich
aber auch mehr zivilgesellschaftliche Ak-
teure einbinden, mehr an den Bedürfnis-
sen der einzelnen Bürgerinnen und Bür-
ger orientiert sein und stärker auf dem

Subsidiaritätsprinzip fußen. Beide Leit-
bilder politischen Handelns zu Beginn des
21. Jahrhunderts sind bisher gerade in der
Bundesrepublik, die durch die Wieder-
vereinigung in besonderer Weise heraus-
gefordert war und ist, nur unzureichend
umgesetzt worden. Wir brauchen weniger
und einfachere Gesetze, wir brauchen
auch dringend schnellere Genehmi-
gungsverfahren zum Beispiel bei Exis-
tenzgründungen, und wir brauchen drin-
gend klarere Strukturen und Abgrenzun-
gen bei den Bund-Länder-Zuständigkei-
ten. Nur so wird mehr Selbstorganisation
der Bürgerinnen und Bürger möglich sein
und zugleich der für jeden Wohlstand so
zentrale Geist individuellen Engagements
und unternehmerischer Initiative wieder
entfaltet werden können.

Die Hohlheit des 
technokratischen Aktionismus
Aus dem Geist des Staatsinterventio-
nismus wird sich dies nicht bewerkstel-
ligen lassen. Das liegt vor allem daran,
dass ihm das nötige Werte-Fundament
dafür fehlt. Er ist in der Tat insofern
„postmodern“, als er die zentralen
Grundlagen einer genuin bürgerlichen
Modernität durch Überregulierung und
Bürokratismus permanent unterläuft. Er
ist überdies beliebig, weil dahinter kein
klares, in Werten fundiertes Leitbild
mehr steckt. Noch vor fünf Jahren wurde
uns vom Kanzlerkandidaten Schröder
eine Politik für eine „neue Mitte“ ver-
sprochen. Das war eine Leerformel, die
im Grunde nur die programmatische
Leere der alten Arbeiterpartei SPD, der
die Arbeiter zunehmend abhanden ka-
men, verdecken sollte. Bezeichnender-
weise war im Wahlkampf 2002 davon
keine Rede mehr, sondern Schröder redu-
zierte – im Grunde konsequent – die ge-
samte Botschaft nur auf seine eigene Per-
son. Es ging nicht mehr um kohärente
Vorstellungen und konkrete Wertpräfe-
renzen, sondern um einen an die Person
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gebundenen Technokratismus, der nur
noch die vordergründige „Machbarkeit“
des aktuell zu Entscheidenden, das Be-
dienen von Besitzstandsinteressen und
die mediale Wirkung des politischen Ak-
tionismus im Blick hatte. Langfristige
Überlegungen und vor allem fundierte
Wertpräferenzen sind bei diesem techno-
kratischen Politikverständnis auf der
Strecke geblieben. Deswegen wirkt auch
der von Rot-Grün immer wieder insze-
nierte Appell an die soziale Gerechtigkeit
so tönern und hohl, denn es ist ja gerade
die Politik des Vereitelns von Selbststän-
digkeit und erfolgreicher Selbstorganisa-
tion, die sozial alles andere als gerecht ist,
sondern umverteilt und dabei zumeist
nicht die Leistung, sondern gerade die
Passivität belohnt.

Wir brauchen stattdessen eine Neube-
lebung von Freiheit und Selbstverant-
wortung. Es geht dabei nicht um den Ab-
bau sozialer Verantwortung, aber diese
kann ohne die individuelle Selbstverant-
wortung nicht gedeihen: „Zu sozial ist
unsozial“, hat Ludwig Erhard zu Recht
gesagt. Er meinte damit, dass ein über-
bordender Fürsorgestaat gerade die indi-
viduelle Sorge um den Mitmenschen er-
stickt. Es ist daher bedenklich, wenn die
Menschen in diesem Lande „Sicherheit“
und „soziale Gerechtigkeit“ regelmäßig
in Umfragen als die höchsten Werte an-
geben, während der Wert der Freiheit
und der individuellen Entfaltungschan-
cen erst unter „ferner liefen“ rangiert. In
den USA, in Großbritannien und auch in
Frankreich ist das Verhältnis beinahe um-
gekehrt. Wir brauchen wieder mehr Ri-
sikobereitschaft und weniger „Opfer-
mentalität“, die leider hier zu Lande in
den öffentlichen Debatten häufig den An-
schein kritischer Reflexion erhält. Mit ei-
ner Opfermentalität wäre das Wirt-
schaftswunder nicht zu Stande gekom-
men. Und ohne eine gesteigerte Risi-
kobereitschaft werden wir die Herausfor-
derungen der Globalisierung nicht be-

wältigen, es sei denn, wir sind bereit, un-
seren Wohlstand zu opfern und im Wett-
bewerb der Ideen und Produkte auf einen
der hinteren Plätze zurückzufallen.

Renaissance der Moderne
Was wir also vor allem brauchen, ist ein
neues Wertefundament, das die alten
Werte der Sozialen Marktwirtschaft wie-
der in den Mittelpunkt rückt. Das hat ge-
rade nichts mit einem überholten Konser-
vatismus zu tun, denn es geht nicht um
Ordnungsfanatismus und Fixiertheit auf
Disziplin. Es geht im Gegenteil gerade um
die Entfaltung von Kreativität und Ideen-
reichtum, die aber nur gedeihen, wenn
Mut und Engagement belohnt werden. Es
geht also nicht um den Abbau des Sozial-
staates, sondern um dessen Transforma-
tion auf der Grundlage einer stärker wer-
teorientierten Politik. Zu diesen Werten
muss gehören, dass die Familien gestärkt
werden, denn nur hier kann die frühe Er-
ziehung zur Selbstorganisation erfolg-
reich sein. Nicht umsonst war das bürger-
liche Familienmodell mit seiner frühen
Erziehung zu Selbstständigkeit und Part-
nerschaftlichkeit im Gefolge der Franzö-
sischen Revolution ein solcher Erfolg und
wurde wegweisend für die Kultur der
Moderne. Heute gehört aber auch dazu,
dass Frauen mehr Chancen auf ihre
„Selbstorganisation“ haben. Daher brau-
chen wir auch mehr und bessere Ganz-
tagsschulen, damit beide Eltern auch be-
rufstätig sein können. Zu einer wertege-
bundenen Politik muss aber auch gehö-
ren, dass es künftig keine verbrauchende
Embryonenforschung, keine Spätabtrei-
bungen und keine aktive Sterbehilfe ge-
ben darf, wenn wichtige Grundlagen un-
serer abendländisch-christlichen Kultur
erhalten bleiben sollen.

Aber es gilt nicht nur zu bewahren. Die
Menschen hier zu Lande müssen auch an-
fangen, angesichts der Herausforderung
der Globalisierung im Hinblick auf ihr
Gesellschaftsbild umzudenken. Wir le-
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ben nicht mehr in der behüteten Wohl-
standsrepublik, in der immer mehr Ange-
stellte scheinbar mühelos die Segnungen
gesteigerter Arbeitsproduktivität und äu-
ßerer Sicherheit genießen können. Die
Konkurrenzen sind härter und globaler
geworden, die Herausforderungen be-
treffen uns alle viel grundsätzlicher als
noch vor zwei Jahrzehnten. Die national-
staatliche Politik kommt daher mit ihren
Regelungsmechanismen im Zeitalter der
Globalisierung immer mehr an ihre Gren-
zen. Doch wir sollten dies nicht als Kapi-
tulation, sondern als Chance verstehen.
Der Nationalstaat wird nicht untergehen,
wie manche Globalisierungstheoretiker
glauben. Aber er muss sich transformie-
ren, sich anpassen und verändern. Er
muss mehr Kompetenzen zum Beispiel in
Wirtschafts- sowie Außen- und Sicher-
heitsfragen nach außen abgeben – die
Europäische Union ist dafür ein erfolgrei-
cher Beweis. Sie zeigt aber zugleich, dass
dies nicht unbedingt einer Schwächung,
sondern sogar eher einer Stärkung natio-
naler Prosperität und Durchsetzungsfä-
higkeit dienen kann, denn einzeln sind
die europäischen Nationen im internatio-
nalen Konzert eher untergeordnet, ge-
meinsam aber ein globaler Faktor erster
Ordnung. Dennoch ist die EU kein Ruhe-
kissen, im Gegenteil: Gerade um auch
innerhalb Europas wieder einen Spitzen-
platz einzunehmen, müssen wir unsere
Selbstorganisationskräfte wieder stärker

bündeln, müssen wir die Wissensgesell-
schaft nicht zuletzt über ein besseres Bil-
dungssystem, vor allem  aber auch durch
die konsequente Durchsetzung des Subsi-
diaritätsprinzips voranbringen. 

Die Politik muss den Mut finden, un-
bequeme Wahrheiten wieder öffentlich
auszusprechen. Dies wird aber nur Wir-
kung entfalten, wenn sie den Menschen
gleichzeitig die Chance zur Selbstorgani-
sation zurückgibt und Rahmenbedingun-
gen schafft, bei denen es sich wieder
lohnt, kreativ und innovativ zu sein. Das
heißt gerade nicht „Raubtierkapita-
lismus“, aber eben auch nicht postmoder-
ner Technokratismus und Lobbyismus,
wie sie gegenwärtig die Republik lähmen
und ersticken. Es heißt, die Soziale Markt-
wirtschaft angesichts der Herausforde-
rungen des 21. Jahrhunderts wieder neu
zu entdecken und damit eine „Renais-
sance der Moderne“ einzuläuten. Damit
kehren wir auch zu den zentralen europä-
ischen Grundwerten zurück, denn das
vielleicht wichtigste Strukturprinzip Eu-
ropas ist, wie der französische Philologe
Rémi Brague schreibt, das der „Renais-
sance“ – einer Renaissance aus dem Geist
individueller Innovation und zugleich
gemeinschaftlicher Solidarität. Wir brau-
chen eine Renaissance der Moderne, die
die gesteigerte Komplexität moderner
Gesellschaften nicht reduziert, sondern
auf einer höheren Ebene wieder inte-
griert.

Jürgen Rüttgers
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Schulden machen ist nicht schwer, sie abbauen hingegen sehr

„Wenn der Kanzler allerdings nach getaner Kabinettsarbeit sein Werk als „die größ-
ten Sozialreformen in der Geschichte der Bundesrepublik“ preist, dann hat das Land
Anlass zur Sorge.
Für Entfernungspauschale und Eigenheimzulage mag es konjunkturwirtschaftlich
Argumente gegeben haben – in erster Linie waren sie Wahlgeschenke, die mit dazu
beigetragen haben, dass der Staat seine originären Aufgaben immer mehr ver-
nachlässigt und die Schulden nach oben getrieben hat.“

Stefan Dietrich am 14. August 2003 in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung.
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